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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 1. März 1971 unter 
Mitwirkung der Bundesrichter Dr. Kreft, Dr. Arndt, 
Dr. Hußla, Gähtgens und Keßler

für Hecht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das 
Urteil des 4* Zivilsenats des Oberlandes­
gerichts in Oldenburg vom 31. Oktober 
1967 aufgehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhand­
lung und Entscheidung, auch über die Ko­
sten der Revision, an das Berufungsge­
richt zurückverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die klagende Bank verlangt Rückzahlung eines Bank­
kredites. Der Beklagte hatte im Jahre 1961 einen größe­
ren Lottogewinn gemacht. Der Fliesenleger L i B B H B  aus 
BlflBBi in O f l H I B B  bot ihm Anfang 1962 eine Beteili­
gung an seiner Firma an. Beide verhandelten darüber 
auch mit dem Leiter der W i f l i H B H H H B  Filiale der Klä­
gerin, dem Bankdirektor MeflIB. Dieser entwarf einen
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Gesellschaftsvertrag liber eine Beteiligung von 50.000 DM. 
Lindemann war Bankkunde der Klägerin, die ihm kurzfri­
stige Kredite bewilligt hatte. Seine Verbindlichkeiten 
betrugen im März 1962 auf seinem Darlehenskonto 150.000 
DM und auf einem laufenden Konto rund 58.500 DM. Als Si­
cherheit hatte sich die Klägerin von u.a. zwei
Grundschulden im Gesamtbeträge von 150.000 DM bestellen 
lassen.

Der Beklagte ließ sich nach Besprechung mit dem 
Bankdirektor M e l B D  bei der Klägerin ein Konto ein­
richten und über dieses Konto am 14* Marz 1962 an die 
Firma L i f l H H  als Einlage 50.000 DM auf deren Konto 
bei der Klägerin überweisen. Der Beklagte deckte da­
von 10.000 DM mit eigenen Mitteln ab, während ihm die 
Klägerin wegen des Restes einen Dispositionskredit 
bis zu 40.000 DM zunächst bis zum 30.Juli 1962 bewil­
ligte. Das Bestätigungsschreiben der Klägerin datiert 
vom 23* Mai 1962 und nahm Bezug auf die allgemeinen 
Geschäftsbedingungen der Klägerin. Die darin vorgese­
hene Abtretung einer Grundschuld von 50.000 DM durch 
L i f l H H B  kam nicht zustande, weil dieser die Eintra­
gung nicht bewilligte,nachdem er die 50.000 DM erhal­
ten hatte. L i f l H B B  lehnte auch die Unterzeichnung 
des Gesellschaftsvertrages ab. Der Schuldsaldo des Be­
klagten bei der Klägerin erhöhte sich in der Folge­
zeit und betrug am 15. Februar 1965 insgesamt 49.761 DM.

Die Klägerin bemühte sich,die Schulden des Lin­
demann durch langfristige Kredite abzulösen. Dafür 
bewilligte sie im Juli 1962 zugunsten einer Hypothe-
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kenbank den Vorrang für eine Grundschuld von 40,000 DM 
vor ihren Grundschulden von 150.000 DM. Die Bank für 
Gemeinwirtschaft gewährte im August 1963 der Firma Li#- 

einen Kredit von 80.000 DM gegen Bestellung ei­
ner entsprechenden Grundschuld.

Der Beklagte kündigte unter dem 4. September 1962 
seine Beteiligung bei D i d H H B  ̂  trat am 7. Novem­
ber 1962 seine Rückzahlungsforderung an die Klägerin 
ab. Nachdem die Klägerin dem Beklagten am 6. Februar 
1964 vertraulich mitgeteilt hatte, daß Wechsel der Fir- 
ma L i d d d  zu Protest gegangen seien, fanden Verhand­
lungen zwischen dem Beklagten und Direktor M e ^ ^ d  der 
Klägerin statt, wonach die Schuld des Beklagten von 
50.000 DM auf das Konto des L i f l d d B  als dessen Schuld 
umgebucht werden sollte; über Inhalt und Ergebnis die­
ser Verhandlungen besteht Streit. Am 19. November 1964 
wurde über das Vermögen des L i d H H f e  das Konkursver­
fahren eröffnet. Die Klägerin fiel mit ihren Grundschul­
den bei der Zwangsversteigerung des Grundstücks von 
L i d ^ ^ B  aus.

Die Klägerin verlangt von dem Beklagten Rückzah­
lung des gekündigten Kredites und hat beantragt,

den Beklagten zur Zahlung von 49*761 DM nebst 
Zinsen zu verurteilen.

Der Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen, 
und zur Begründung vorgetragen: Die Schuld sei erlo­
schen, weil er im Februar 1964 mit dem Direktor Mej
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im Einverständnis mit L i f l B m  vereinbart habe, daß 
seine Schuld auf das Konto von L i B H H H B  umgebucht wer­
de; das sei auch geschehen. Außerdem ständen ihm Scha­
densersatzansprüche gegen die Klägerin aufgrund des 
folgenden Sachverhalts zu, mit denen er aufrechne. Die 
PreiZeichnungsklausel der Geschäftsbedingungen der Klä­
gerin stehe dem nicht entgegen,weil die Geltung dieser 
Bedingungen nicht vereinbart sei und die Berufung der 
Klägerin darauf gegen Treu und Glauben verstoße.

Der Direktor M e | H B  der Klägerin habe ihn bei 
den Kreditverhandlungen im Jahre 1962 arglistig über 
die schlechte wirtschaftliche Lage von M f l l B  ge­
täuscht und ihn unter Verletzung banküblicher Sorg­
faltspflichten zu der verlustreichen Beteiligung an 
der Pirma Überredet. M e H H P  habe trotz
Kenntnis vom Vermögensverfall des L i f l B H p  dessen 
Verhältnisse als gesund hingesteilt,um dessen hohe 
Verschuldung bei der Klägerin zurückzuführen. HeflBV 
habe den Beklagten sogar veranlaßt, die Überweisung 
ohne dingliche Sicherheit und vor Unterzeichnung des 
Gesellschaftsvertrages vorzunehmen. Er habe auch die 
Verhandlungen mit der Hypothekenbank um Beschaffung 
eines langfristigen Kredites an L i ^ H B  verschwie­
gen. Der dieser Bank eingeräumte Vorrang habe dem In­
teresse des Beklagten widersprochen. Im Sommer 1962 
habe Mefl^p ihm abgeraten, gegen LiflBBBl gericht­
lich vorzugehen. Die Klägerin habe sich auch entgegen 
dem Versprechen von MeflHB nicht bemüht, den ihr ab­
getretenen Bückforderungsanspruch gegen LiflBBBl 
durchzusetzen, obwohl das bis Anfang 1964 noch Er­
folg gehabt hätte.
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Die Klägerin hat Pflichtverletzungen ihrer Bedien­
steten bestritten. Sie selbst habe erst im Jahre 1964 
erkannt, daß L i f l I B B  in Vermögensverfall geraten sei. 
Die FreiZeichnungsklausel und ihre Geschäftsbedingungen 
schlössen im übrigen alle Ansprüche aus; diese Ge­
schäftsbedingungen seien ausdrücklich zum Vertragsbe- 
standteil gemacht worden.

Das Landgericht hat nach dem Klagantrag erkannt. 
Die Berufung des Beklagten ist ergebnislos geblieben. 
Das Berufungsgericht hat zur Begründung insbesondere 
folgendes ausgeführt:

Die Beweisaufnahme habe nicht ergeben, daß Lin­
demann im Februar 1964 die Schuld des Beklagten über­
nommen habe. Dem Beklagten ständen auch keine zur 
Aufrechnung geeigneten Schadensersatzansprüche zu.Dem 
stehe die FreiZeichnungsklausel der Geschäftsbedingun­
gen der Klägerin entgegen, die Bestandteil des Vertra­
ges zwischen den Parteien geworden seien. Die Beru­
fung auf die Freizeichnungsklausel wäre der Klägerin 
allerdings versagt, wenn ihr Direktor Mefl^B vorsätz­
lich unrichtige Auskünfte gegeben oder fahrlässig fal­
sche Auskünfte oder Batschläge erteilt hätte und der 
Klägerin daraus Vorteile erwachsen wären. Beides sei 
nicht erwiesen. Zwar habe MeflBU den Beklagten nicht 
auf die Höhe der Verschuldung des L i ^ B H p  hingewie­
sen; es könne dahinstehen, ob darin eine Fahrlässig­
keit gelegen habe, denn die Klägerin habe daraus kei­
nen Vorteil gezogen.
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Gegen dieses Urteil richtet sich die Revision des 
Beklagten,mit der er seinen Abweisungsantrag weiterver 
folgt. Die Klägerin beantragt die Zurückweisung der 
Revision.

Entscheidungsgründe^

Der Revision ist der Erfolg nicht zu versagen.

Die Entscheidung des Berufungsgerichts läßt sich 
nicht halten, soweit sie die Schadensersatzansprüche 
des Beklagten betrifft.

1. Bezüglich der angeblich falschen Auskünfte ist 
der rechtliche Ausgangspunkt des Berufungsgerichts 
richtig:

Hach § 676 BGB haftet eine Bank für Auskünfte 
und Raterteilungen, wenn sie - wie hier - Nebenver­
pflichtung ihres Vertrages mit einem Bankkunden sind. 
Die Bank muß dann den Kunden mit der Sorgfalt eines 
ordentlichen Bankkaufmanns beraten. Zwar ist die Bank 
nicht ohne weiteres verpflichtet, Auskünfte über ih­
re geschäftlichen Beziehungen zu anderen Kunden und 
deren wirtschaftliche Verhältnisse zu erteilen; sie 
ist dazu ohne Zustimmung des Dritten nicht einmal be­
rechtigt. Sie ist auch regelmäßig nicht verpflichtet,
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ihre Kunden auf das Risiko von Geschäften hinzuweisen, 
die der Kunde mit Hilfe einer Bank einleitet. Soweit 
aber die Bank Auskünfte erteilt, müssen diese richtig 
und vollständig sein, wenn auch derartige Auskünfte 
über andere Bankkunden durchweg so vorsichtig gefaßt 
werden, daß sie besondere Beachtung dahin verdienen, 
was in ihnen n i c h t  gesagt ist (vgl. BGH WM 1961, 
510; BGB RGRKom 10. Aufl. § 676, 3 d).

Der Klägerin ist die Berufung auf ihre Freizeich­
nungsklausel in Ziffer 10 der allgemeinen Geschäfts­
bedingungen versagt, wenn das gegen Treu und Glauben 
verstößt. Das ist nach der Rechtsprechung der Fall, 
wenn verfassungsmäßig berufene Vertreter oder leiten­
de Angestellte - wie hier der Direktor Mefl^P als 
Vorsteher einer Filiale - vorsätzlich oder grob fahr­
lässig eine unrichtige Auskunft erteilt haben. Dassel­
be gilt, wenn diese leitenden Persönlichkeiten oder 
andere Bankangestellte auch nur fahrlässig falsche An­
gaben machen und dadurch einen Vorteil für die Bank 
herbeiführen, also die Bank die Vorteile ihres schuld­
haften Verhaltens zu Lasten desjenigen ausgenutzt hat, 
dem die Auskunft erteilt worden ist (BGHZ 13,198/201; 
49, 167/172; BGH MDR 1955, 213; BGH Warn 1970 Hr. 169; 
siehe auch Pikart WM 1966, 698; Liesecke WM 1970,502).

Die Revision meint, M e 0 B |  habe bei der Rater­
teilung bewußt etwas verschwiegen. Das ergibt sich 
aus den Urteilsgründen jedoch nicht, die ein vorsätz- 
liches Verschweigen oder eine vorsätzliche Täuschung 
gerade nicht annehmen.
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Das Berufungsgericht stellt indes fest, daß Me#- 
flHP bei den Kreditverhandlungen Anfang 1962 den Be­
klagten nicht auf die hohe Verschuldung des L i d H B  
bei der Klägerin hingewiesen habe; dessen Schuld habe 
damals 208.500 DH betragen und sei nur durch Grund­
schulden von 150.000 DM gesichert gewesen. Das Ober­
landesgericht läßt dahingestellt, ob insoweit M e f l B  
der Vorwurf einer Fahrlässigkeit trifft, weil das mit 
Rücksicht auf die Freizeichnungsklausel nur von Bedeu­
tung sei, wenn die Klägerin hieraus Vorteile gezogen 
hätte; das sei nicht der Fall. Die Überweisung des Be­
klagten vom 14•März 1962 habe zwar zunächst die Schuld 
'von auf dem laufenden Konto auf 8.536,07 DM
zurückgeführt; sein Kredit sei aber in der Folgezeit 
bis Dezember 1964 wieder bis auf 51*570,25 DM angewach­
sen. Danach sei der Kredit des Beklagten doch dem Lin­
demann zugute gekommen.

Diese Ausführungen und ihre nähere Begründung 
sind nicht frei von Widersprüchen. Denn zunächst steht 
fest, daß der dem Beklagten gewährte Kreditbetrag von 
40.000 DM im Wege der Überweisung sofort dem Konto des 
L i S i ^ B P  bei der Klägerin gutgebracht worden ist. Da­
mit war in dieser Höhe für die Klägerin anstelle des 
schwachen Schuldners L i f l H B B  jetzt der wirtschaft­
lich stärkere Beklagte als Schuldner eingetreten. Das 
war nicht nur wirtschaftlich, sondern auch rechtlich 
ein Vorteil, der dazu führen kann, daß sich die Kläge­
rin mit Bezug auf diesen Kredit nicht auf die Frei­
zeichnungsklausel berufen kann, wenn sie dieses Ge­
schäft durch fahrlässig falsche Raterteilung herbei­
geführt hatte.
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Allerdings hat die Klägerin der Firma L: 
alsbald wieder neuen Kredit eingeräumt. Dadurch konn­
te der scheinbare Vorteil für die Bank wieder besei­
tigt werden. Das wäre allerdings nicht der Fall, wenn 
die Bank die neuen Kredite nur aufgrund neuer Ent­
schließungen und Verhandlungen gewährt hatte oder gar 
nur deshalb, weil sich die Verhältnisse von L i H H B B  
dadurch geändert hatten, daß er einen Kredit von über 
80.000 DM bei der Bank für Gemeinwirtschaft erlangte.
Für eine Vorteilserlangung der Bank spricht ferner die 
Bemerkung des Zeugen PlflBBB in seiner ersten Verneh­
mung, die Überweisung des Beklagten habe dazu gedient, 
den Schuldsaldo von zurückzuführen. Aller­
dings darf ein Vorteil für die Bank schwerlich schon 
deshalb bejaht werden, weil das für L i f l B i  bestimm­
te Geld auf dessen Konto bei der Klägerin eingezahlt 
und ihm nicht bar übergeben worden war; denn bei Ein­
schaltung von Banken ist die Banküberweisung üblich.
Die Überweisung ging auf das laufende Girokonto von 
LiflHHI, das dadurch um 50.000 DM entlastet wurde.
Venn nach den vorhergehenden Abreden mit der
Klägerin befugt war, sogleich wieder seinen Kredit 
über dieses Konto bis zur Höhe von 50.000 DM auszunut­
zen und zu erhöhen, lag schwerlich ein Vorteil für die 
Bank vor. Dafür spricht, daß unmittelbar nach der Über­
weisung vom 14* März 1962 dieses Konto wie­
der höher belastet hat, so daß sein Schuldsaldo bis zum 
30. März 1962 von rund 8.000 DM auf rund 43.000 DM an­
gestiegen war. Die Klägerin hatte auch in der Berufungs­
beantwortung vorgetragen, sie hätte L iflHBP Kredit 
bis 150.000 DM eingeräumt, diese Grenze sei nicht über­
schritten worden und nach der Überweisung des Beklagten
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alsbald wieder erreicht worden. Dem widerspricht aber 
die Feststellung im Tatbestand, daß bei der
Klägerin damals über 200.000 DM Schulden hatte; auch 
in ihrem Brief vom 30. Juli 1962 schreibt die Kläge­
rin, daß L i f l H I B  die Bereinigung seiner Kontenüber­
ziehung immer noch nicht gelungen sei.

Der Beklagte führte vor dem Senat in der Verhand­
lung sogar aus, schon die Fortsetzung der Geschäfts­
beziehung zu sei für die Klägerin durch Ein­
gang der üblichen Zinsen und Nebenkosten ein Vorteil 
gewesen. Der Senat kann dem in dieser Allgemeinheit 
nicht zustimmen, doch wird unter gewissen Umständen 
ein Vorteil bejaht werden müssen, wenn etwa die Klä­
gerin ohne die Überweisung des Beklagten wegen der 
schwierigen Lage von die Geschäftsbeziehun­
gen sogleich oder früher abgebrochen oder wesentlich 
eingeschränkt hätte.

Das alles ist nicht hinreichend geklärt, so daß 
nicht ausgeschlossen werden kann, daß doch für die 
Klägerin durch das Vorgehen des Beklagten ein Vorteil 
entstanden war. Das Berufungsgericht muß gegebenen­
falls dann weiter prüfen, ob das Verhalten der Bedien­
steten der Klägerin, insbesondere das angebliche Ver­
schweigen der hohen Verschuldung des bei der
Kreditgewährung an den Beklagten fahrlässig war und ob 
den Beklagten ein Mitverschulden trifft. Dazu wird 
zweckmäßig sein, die wiederholt erwähnte und von den 
Parteien damals benutzte Bilanz der Firma L i f l I B P  
zum 31. Dezember 1961 heranzuziehen.
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2. Der Beklagte hatte im November 1962 seine fälli­
gen Ansprüche gegen L i H I I B  aus der Auflösung sei­
ner Kapitalbeteiligung an die Klägerin abgetreten. Das 
Berufungsgericht hält es für unerheblich, ob N e H H P  
damals erklärt habe, er werde sich alsbald um die Rea­
lisierung dieser Forderung kümmern. Das Oberlandesge­
richt verweist insoweit auf die FreiZeichnungsklausel 
in Ziffer 21 Abs. 2 der allgemeinen Geschäftsbedingun­
gen der Klägerin.

Auch diese Erwägungen tragen die Entscheidung 
nicht. Ziffer 21 Abs. 2 der Geschäftsbedingungen in 
der damals geltenden Fassung von Juli 1953 behandelt 
die einer Bank als Pfand haftenden Forderungen; da­
zu heißt es im letzten Satz:

"Eine Verpflichtung zum Einzug sowie eine 
Haftung für seine Durchführung übernimmt 
die Bank nicht."

In Ziffer 19 Nr. 6 heißt es weiter:

"Über die Erhaltung und Sicherung aller der 
Bank als Sicherheit dienenden Sachen und 
Rechte sowie über den Einzug der ihr haften­
den Forderungen .•. hat der Kunde selbst zu 
wachen und die Bank entsprechend zu unter­
richten. "

Danach würde die Klägerin grundsätzlich nicht für Schä 
den durch eine verspätete und unterbliebene Verwertung 
der ihr abgetretenen Forderungen haften. Die Geschäfts 
bedingungen sind aber abdingbar, und einen solchen 
Sachverhalt hatte der Beklagte vorgetragen. Seine Be­
hauptung war dahin gegangen: MeflHH habe auf Wunsch
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des Beklagten versprochen, sich um die Realisierung 
der Forderung alsbald zu kümmern, weil er einsehe,daß 
dem Beklagten geholfen werden müsse; NeflBB habe aber 
nur gelegentlich L i H I B i  gemahnt und sonst nichts 
veranlaßt, obwohl zu jener Zeit eine Befriedigung von 
l<iflHHM noch zu erreichen gewesen wäre. Eine solche 
Erklärung eines Bankdirektors, wie sie NeflHi abgege­
ben haben soll, in einer derartigen Situation konnte 
eine vertragliche Nebenverpflichtung begründen, abwei­
chend von den Geschäftsbedingungen die Einziehung mit 
der erforderlichen Sorgfalt und Energie zu übernehmen. 
Die Behauptung war daher erheblich und mußte geprüft 
werden. Die Klägerin meint zwar, die Behauptung sei 
durch die spätere Aussage von MeflHB widerlegt wor­
den, doch ergibt sich das weder aus dem Protokoll noch 
aus der Feststellung des Berufungsgerichts, das sich 
vielmehr mit dem Hinweis auf die FreiZeichnungsklausel 
begnügt.
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3. Das weitere Vorbringen der Revision läßt dagegen 
Rechtsfehler des Berufungsurteils nicht erkennen.

Einer näheren Erörterung, insbesondere der das 
Verfahren betreffenden Rügen, bedarf es nicht, zumal 
der Beklagte nach der Zurückverweisung Gelegenheit hat, 
seine Bedenken insoweit dem Oberlandesgericht vorzu­
tragen.
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